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Schonfrist für einzigeHäftlingspsychiatrie
Die einzige

Häftlingspsychiatrie im
Otto-Wagner-Spital in
Wien hätte Ende 2017

geschlossen werden sollen.
Kurzfristig wurde um ein
Jahr verlängert. Was

danach mit dem Pavillon
passiert, ist noch unklar.

DavidKrutzler

Wien – Der Aufschrei im vergan-
genen Jahr war groß: Spätestens
Ende 2017 sollte die forensische
Akutpsychiatrie im Pavillon 23
des Otto-Wagner-Spitals ge-
schlossen werden. Das ist die ein-
zige spezialisierte Abteilung
Wiens für psychiatrisch akut er-
krankte Untersuchungshäftlinge
sowie Strafgefangene. In dieser
Stationmit zwölf Bettenwar unter
anderem jener psychisch kranke
Mann untergebracht, der im Mai
2016 eine Frau am Brunnenmarkt
erschlagen hatte. Kritiker sahen
die Versorgung von akutpsychia-
trischen Patienten aus dem Maß-
nahmenvollzug gefährdet: Diese
könnten nicht an allgemeinen
psychiatrischen Stationen in den
Wiener Gemeindespitälern be-
handelt werden.

Nach STANDARD-Informationen
wurde die Forensik im Pavillon 23
aber nicht geschlossen. Der Ver-
sorgungsvertrag zwischen dem
Wiener Krankenanstaltenver-
bund (KAV) und dem zuständigen
Justizministerium, der Ende 2017
ausgelaufenwäre, wurde kurzfris-
tig um ein Jahr verlängert, sagte
eine KAV-Sprecherin. Weiterfüh-
rende Gespräche mit dem Justiz-
ministerium sollen „heuer im
Sommer fortgesetzt werden“. Laut
dem städtischen Spitalsträger
KAV ist vorgesehen, dieAbteilung
für Forensische Akutpsychiatrie
bis 2023 am Standort Otto-Wag-
ner-Spital zu belassen, wie es in
einer Stellungnahme heißt.

Der gemeinnützige Bauträger
Gesiba, der zu 99,97 Prozent im
Eigentum der Stadt Wien steht,
sieht das freilich anders. Denn
eigentlich hätte die Gesiba laut

einem bestehenden Vertrag mit
dem KAV schon Ende 2017 den
leeren Pavillon 23 übergeben be-
kommen sollen. Der Bauträger
will das Gebäude sanieren und für
Wohnungen und eine WG für ge-
handicapte Menschen, die auf Be-
treuung angewiesen sind, um-
funktionieren. „Der KAV ist aber
an uns herangetreten, ob man die
Gebäudeübergabe noch verschie-
ben kann“, sagte Gesiba-General-
direktor Ewald Kirschner. Die Ge-
siba habe der Interimslösung zu-
gestimmt, „Ende 2018, Mitte
2019“ soll die Übergabe aber statt-
finden. „Wir beplanen schon den
Pavillon 23 mit Wohnungen.“

Im Justizministerium wird be-
stätigt, dass die Forensik vorerst
bis Ende 2018 am Standort Otto-

Wagner-Spital verbleiben wird.
Wie es danach weitergeht, sei
noch nicht fix. „Wir führen mit
dem KAV und anderen Kranken-
anstaltenträgern laufend Gesprä-
che“, sagte Ministeriumsspreche-
rin Britta Tichy-Martin. Man sei
bemüht, eine weitere Lösung in
Wien zu finden. Falls nicht, sei
auch eine Kooperation mit Spi-
talsträgern in anderen Bundeslän-
dern eine Alternative.

Spital wird abgesiedelt
Die Unterbringung von akut-

psychiatrischen Patienten aus
dem Maßnahmenvollzug im Otto-
Wagner-Spital ist nur eine tempo-
räre Lösung: Wie berichtet, plant
die Stadt, den medizinischen Be-
trieb in den nächsten Jahren kom-

plett abzusiedeln. Das Spital auf
dem Steinhof-Areal in Wien-Pen-
zing ist mehr als 100 Jahre alt, gro-
ße Teile der Gebäude sind denk-
malgeschützt.

Das Pflegezentrum des Otto-
Wagner-Spitals etwa wird bis Mit-
te dieses Jahres geschlossen. Zu-
dem werden laut KAV ebenfalls
noch heuer zwei weitere psychia-
trische Abteilungen in das Kran-
kenhaus Hietzing übersiedeln.
„Danach erfolgen die Übersied-
lungen ins KH Nord“, heißt es.

Die Nachnutzung des weitläufi-
gen Areals durch die Stadt bleibt
hingegen weiter unklar. Fix ist
nur, dass die Gesiba 160 bis 170
neue Wohnungen errichten wird.
60 bis 80 Wohnungen sollen in
fünf alten Pavillons entstehen.

Die Stadt Wien plant, den medizinischen Betrieb des Otto-Wagner-Spitals auf dem Steinhof-Areal in
den nächsten Jahren komplett abzusiedeln. Vorerst bleibt die Forensik im Pavillon 23 aber bestehen.
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ÖVP: Rechnungshof
muss Spital Nord
weiter prüfen

Grüner Klubchef Ellensohn
für „lückenlose Aufklärung“
Wien – Die Wiener ÖVP fordert,
dass der Rechnungshof (RH) das
Krankenhaus Nord sowie das Be-
triebsmanagement weiter prüfen
soll. Anlass ist ein STANDARD-Arti-
kel,wonachdasMilliardenprojekt
des städtischen Wiener Kranken-
anstaltenverbunds (KAV) mit
einem weiteren Problem und zu-
sätzlichen Kosten konfrontiert ist:
DieTechnikdesSpitalsmuss – an-
ders, als ursprünglich geplant –
teilweise an externes Personal
ausgelagert werden, weil die Re-
krutierung von geeignetem Perso-
nal nicht im geplanten Ausmaß
funktioniert hat. Aktuell sind 26
von mehr als 80 Stellen in der
technischen Direktion besetzt:
Laut Plan des KAV hätten bereits
per Ende 2017 45 Mitarbeiter vor
Ort tätig sein sollen.

„Angesichts des vergangenen
Baumanagements des KAV kön-
nen wir davon ausgehen, dass
auch das Betriebsmanagement
nicht ohne Verzögerungen und
Mehrkosten auskommen wird“,
schrieben der nichtamtsführende
Stadtrat Markus Wölbitsch und
ÖVP-Gesundheitssprecherin In-
gridKorosec in einerAussendung.
Die rasche Einsetzung einer ge-
meinderätlichen Untersuchungs-
kommission zum KH Nord sei
„Gebot der Stunde“. Wie berich-
tet, planen FPÖ und ÖVP, eine
U-Kommission einzurichten –
wobei die Freiheitlichen mit ihrer
Mandatsstärke diese auch im Al-
leingang einsetzen könnten.

Grüne für Untersuchung
Für den Grünen-Klubchef Da-

vid Ellensohn steht in der Causa
Spital Nord „lückenlose Auf-
klärung an erster Stelle“. Es stelle
sich die „dringende Frage, wo die
Millionen an Mehrkosten ent-
standen sind und wie man das
in Zukunft vermeiden könnte“.
Schuldzuweisungen brächten
nichts, sagte Ellensohn. Wenn die
U-Kommission komme, würden
die Grünen „wie immer unsere
Arbeit gründlich machen“. (krud)

SchummeltWien bei Gesetzen fürNeubauten?
Bürgerinitiativen fordern Umweltprüfung für Flächen in Floridsdorf und Donaustadt

VanessaGaigg

Wien – Die Bundeshauptstadt
wächst – was nicht immer ohne
Reibereien funktioniert, wie zwei
Stadtentwicklungsgebiete in Flo-
ridsdorf und der Donaustadt zei-
gen. Dort liegt die Stadt mit man-
chen alteingesessenen Anrainern
imClinch.Konkret gehtesumzwei
Bürgerinitiativen, die gegendieBe-
bauung der Flächen in der vorge-
sehenen Form mobil machen.

3000 bzw. 1200 neue Wohnun-
gen sollen bei der Berresgasse in
Donaustadt und bei den Florids-
dorfer „Siemensäckern“ entste-
hen. Entgegen der Darstellung sei-
tens der Stadt hätte es keine Mög-
lichkeit gegeben, sich planerisch
einzubringen, kritisiert Sven
Straßgschwandtner von der Bür-
gerinitiative Berresgasse. Sein
Kollege Alexander Kropf aus Flo-
ridsdorf stimmt zu: „Wohnbau ist
gut und richtig. Aber es muss im
Einklang mit Mensch und Natur
stattfinden.“ In beidenFällenwird
kritisiert, dass insgesamt zu viele
Wohnungen gebaut würden und
dass ein durchdachtes Verkehrs-
konzept fehlen würde.

ZuHilfe kommt den beiden nun
die Umweltsprecherin der Neos
Wien, Bettina Emmerling. Ihre
Partei hat ein Rechtsgutachten in

Auftrag gegeben, welches besagt,
dass bei beiden Gebieten eigent-
lich eine Umweltverträglichkeits-
prüfung stattfinden hätte müssen
– was aber nicht geschah. Laut
Gutachten umgeht man die Prü-
fung, indem bestimmte Teilpro-
jekte wie Straßen erst später ein-
gereicht werden. Diese würden
das Vorhaben aber als prüfungs-
würdig qualifizieren. Im Büro der
für Stadtentwicklung zuständigen
Vizebürgermeisterin Maria Vassi-
lakou zeigt man sich von den Vor-
würfen unbeeindruckt: Die Fest-

stellung der zuständigen Magis-
tratsabteilung, wonach keine
Pflicht zur Umweltprüfung vorlä-
ge, sei auch vom Bundesverwal-
tungsgericht bestätigt worden.

Dass diese Entscheidung im
Einklang mit dem EU-Recht steht,
bezweifelt wiederum Rechtsan-
walt Wolfram Proksch: Die Chan-
cen, ein solches Projekt vor dem
Europäischen Gerichtshof anzu-
fechten, seien groß. Anrainer der
Berresgasse haben zumindest
beim Verfassungsgerichtshof be-
reits Beschwerde eingelegt.

Prozess gegenTerror-Trio
JungeMänner plantenMorde an Polizisten in St. Pölten
Wien –Unter strengenSicherheits-
vorkehrungen verhandelte ein
Schöffensenat unter Vorsitz von
Georg Allmayer gegen drei junge
Männer, die eine Splittergruppe
der Terrormiliz „Islamischer
Staat“ (IS) gebildet und im Som-
mer 2015 einenMordanschlag auf
einePolizeistation inSt. Pölten ge-
plant haben sollen. Sie zeigten
sich grundsätzlich geständig, be-
haupteten allerdings, die Idee
zum Attentat sei nicht von ihnen
gekommen.

Einer der Angeklagten – ein in
St. Pölten wohnhafter
19-Jähriger, der 2005
mit seinen Eltern von
Tschetschenien nach Österreich
geflüchtet war – stand via Internet
mit einem bisher nicht ausge-
forschten IS-Mitglied namens
Abu Nuuh in Kontakt. Der 19-Jäh-
rige brachte dessen Gedankengut
einem gleichaltrigen, im Frühjahr
2015 konvertierten Schüler aus
Wien-Simmering und einem aus
Tschetschenien stammenden 22-
Jährigen nahe, der drei Raubvor-
strafen hat und vom psychiatri-
schen Gutachter als gefährlich
eingestuft wird.

„Gerade Menschen in diesem
Alter sind empfänglich für die
Ideologie des IS und suchen An-
schluss“, gab Staatsanwalt Mar-

kus Berghammer zu bedenken.
Seiner Darstellung zufolge erteil-
teAbuNuuhdenAngeklagtenden
Auftrag, in einer Stadt, die kleiner
als Wien sein sollte, Polizisten zu
ermorden, nachdem sie einen
Treueschwur auf den IS abgelegt
hatten. Laut Anklage beabsichtig-
ten die drei zunächst, einen Waf-
fenhändler in St. Pölten zu über-
fallen. Mit den erbeuteten Waffen
wollten sie dann das Blutbad bei
der Polizei anrichten.

Grundsätzlich gab sich das Trio
geständig. Was den IS damals so

faszinierend machte?
„Ich wollte dazugehö-
ren. Ich hatte sehr we-

nige Freunde“, sagte der Konver-
tit. „Man hat als Jugendlicher die
Sympathie für den IS.Wir wollten
zu etwas gehören. Wir wollten
eine Bedeutung haben“, bemerkte
der zweite 19-Jährige.

Beim Verfassungsschutz erklär-
ten die Angeklagten noch, sie hät-
ten den Plan nach Medienberich-
ten fallengelassen – das Innenmi-
nisterium hatte eine anonyme
Warnung erhalten.Nunbehaupte-
ten die 19-Jährigen, schon vorher
aufgegeben zu haben.

Die nicht rechtskräftigen Urtei-
le liegen zwischen 15Monate teil-
bedingt und 38 Monaten unbe-
dingt für den Ältesten. (APA)

GERICHT

Bei den „Siemensäckern“ in Floridsdorf und der Berresgasse in der
Donaustadt soll gebaut werden. Zwei Bürgerinitiativen protestieren.
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Gerhard Hadinger
Hervorheben


